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§ 8  Mitteilungen bei Vollstreckung von Gesamtstrafen, Maßnahmen, Nebenstrafen und 
Nebenfolgen 
 
(1) Die zur Vollstreckung einer Gesamtstrafe zuständige Vollstreckungsbehörde teilt die Bildung der 
Gesamtstrafe und die Übernahme der Vollstreckung unverzüglich zu allen betroffenen Verfahren mit. Sie 
fügt der Mitteilung eine beglaubigte Abschrift des erkennenden Teils der Entscheidung über die 
Gesamtstrafe bei, auf welcher der Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft vermerkt ist.

(2) Bei einbezogenen Freiheitsstrafen, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt war, ist neben der 
Mitteilung an die Vollstreckungsbehörde zusätzlich eine Mitteilung an das die Bewährung überwachende 
Gericht zu fertigen.

(3) Abs. 1 gilt für aufrecht erhaltene oder einheitlich angeordnete Maßnahmen, Nebenstrafen und 
Nebenfolgen entsprechend.


